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Diakonisches Werk legt  
Untersuchung vor: 
 
Private Überschuldung 
in Schleswig-Holstein 
nimmt zu 

 
 
 

Kiel / Rendsburg, 29. November 2011. Das Diakonische Werk 
Schleswig-Holstein hat am Dienstag in Kiel eine wissen-
schaftliche Untersuchung zur Überschuldung privater Per-
sonen und Haushalte vorgelegt. Danach hat die Anzahl 
überschuldeter Privatpersonen im Jahr 2010 sowohl bun-
desweit als auch in Schleswig-Holstein deutlich zugenom-
men. Die Untersuchung stellt fest, dass der wirtschaftliche 
Aufschwung in Deutschland nach dem Krisenjahr 2009 bei 
den Verbrauchern im Jahr 2010 nicht angekommen ist. 
Hauptauslöser für eine Überschuldung ist nach wie vor die 
Arbeitslosigkeit.   
 

Auf einer Tagung im Kieler Wissenschaftszentrum stellte Anke 

Schimmer vom Vorstand des Diakonischen Werks fest: „Über-

schuldung ist eine wesentliche Ursache für Armut und soziale 

Ausgrenzung. Die Datenlage zur Armutssituation in Schleswig-

Holstein muss dringend verbessert werden. Unsere heute vorge-

legte Expertise zur privaten Überschuldung ist ein Baustein für  
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dieses Ziel. Nötig ist eine regelmäßige Sozialberichterstattung 

der Landesregierung, damit auf der Basis breiter Daten Armut 

und Ausgrenzung systematisch entgegengewirkt werden kann“. 

Der letzte Landesarmutsbericht stammt aus dem Jahr 1999.           

 

Die von Dr. Gunter Zimmermann vom „Büro für Sozioökonomie, 

Forschung und Entwicklung“ in Karlsruhe erstellte Expertise 

nennt für Schleswig-Holstein im Jahr 2010 117.400 überschulde-

te Privatpersonen. Im Jahr 2004 waren es noch 100.600. Damit 

sind aktuell fünf Prozent aller über 18jährigen Schleswig-

Holsteiner zahlungsunfähig. Sie durchlaufen aktuell ein Verfah-

ren zur Verbraucherinsolvenz oder haben eine so genannte Ei-

desstattliche Versicherung abgegeben. Dieser Anteil von fünf 

Prozent liegt deutlich über dem Bundesdurchschnitt von 4,5 Pro-

zent. Die Betroffenen haben große Probleme, eine Wohnung 

anzumieten und können in der Regel keine Verträge mehr ab-

schließen, etwa für Handys.     

 

Bei den Schuldnerberatungsstellen sind Männer und Frauen in 

gleicher Zahl anzutreffen. Fast die Hälfte der in den Schuldner-

beratungsstellen beratenen Personen war zu Beginn der Bera-

tung arbeitslos. Haushalte mit Kindern sind am häufigsten über-

schuldet, hiervon besonders alleinerziehende Mütter. Von den 

unter 25 Jahre alten Rat suchenden haben 70 Prozent keine ab-

geschlossene Berufsausbildung.  

 

Die durchschnittliche Schuldenhöhe aller beratenen Personen 

betrug 2009 in Schleswig-Holstein 35.000 Euro. Die Höhe ist 

stark altersabhängig. Für unter 20jährige beträgt sie durch-

schnittlich 3.900 Euro, überwiegend bei Telefongesellschaften.  

Bei den 65- bis 70jährigen beträgt die durchschnittliche Schul-

denhöhe 64.000 Euro. 
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Arbeitslosigkeit ist mit 28 Prozent nach wie vor der Hauptauslö-

ser für private Überschuldung. Trennung, Scheidung oder Tod 

des Partners sind mit zusammen 16 Prozent zweithäufigster 

Auslöser. Danach folgen mit zusammen zwölf Prozent Erkran-

kung, Sucht und Unfall. Eine so genannte unwirtschaftliche 

Haushaltsführung ist nach Erkenntnis der Schuldnerberatungs-

stellen nur bei zehn Prozent der beratenen Personen die Ursa-

che für eine Überschuldung.    

 

„Die kontinuierliche Zunahme überschuldeter Menschen in 

Schleswig-Holstein unterstreicht den Bedarf an professioneller 

Schuldner- und Insolvenzberatung“, erklärte Anke Schimmer. Sie 

betonte die effektive Präventionsarbeit, die die 36 anerkannten 

Schuldnerberatungsstellen in Schleswig-Holstein neben ihrer 

Beratungstätigkeit insbesondere an Schulen leisten. Untersu-

chungen haben gezeigt, dass besonders bei Jugendlichen und 

jungen Erwachsenen erhebliche Unwissenheit im Umgang mit 

Geld und Schulden besteht. „Schuldnerberatung verhindert und 

behebt Armut. Umso wichtiger ist ihre nachhaltige Finanzierung“, 

so Schimmer. Zwar fördere das Land die Verbraucherinsolvenz-

beratung und die Schuldenprävention im bundesweiten Vergleich 

sehr gut. Durch die jüngsten Kürzungen müssen Präventionspro-

jekte zum Jahresende jedoch eingestellt werden.      
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